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Achte Satzung 

zur Änderung der Satzung 

über die Erhebung von Gebühren für die 

öffentliche Wasserversorgung der Stadt Bad Gandersheim 

(Wasserabgabensatzung) vom 30.01.2007 

 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz 

(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. S. 576) und der §§ 5, 6 und 8 des Niedersächsi-

schen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. 

S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589 

hat der Rat der Stadt Bad Gandersheim seiner Sitzung vom 04.12.2025 folgende Satzung 

beschlossen: 

 

Die Satzung 

über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die öffentliche Wasserversor-

gung der Stadt Bad Gandersheim (Wasserabgabensatzung) vom 30.01.2007 

wird wie folgt geändert: 

 

Artikel 1 

 
§ 4 wird wie folgt neu gefasst: 

 

§ 4 Beitragsmaßstab 

 

(1)  Der Wasserversorgungsbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Maßstab be-

rechnet. 

(2)  Zur Ermittlung des nutzungsbezogenen Beitrages werden für das erste genutzten 

Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich ge-

nutzten Grundstücken je vollendeten 2,20 m in Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als 

ein Vollgeschoss gerechnet. 

(3)  Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken, 
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1.  die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes oder einer Sat-

zung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 

wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist; 

2.  die teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes oder einer   

a) mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ort-

steiles liegen, - sofern sie nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen - die Gesamt-

fläche des Grundstücks, wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist; 

b) mit der Restfläche im Außenbereich liegen - sofern sie nicht unter 

Nr. 6 oder Nr. 7 fallen - die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn 

für diese darin eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist; 

3.   für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 

BauGB besteht und die nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen, 

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 

34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teil-

weise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grund-

stücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze 

und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu ver-

läuft; bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch 

einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche 

zwischen der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, die 

im gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft; 

4.  die über die sich nach Nr. 2 lit. b) oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen 

hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jewei-

ligen Straßengrenze bzw. im Falle von Nr. 4 der der Straße zugewandten 

Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand 

verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-

spricht; 

5.  für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die 

Nutzung als Wochenendhausgebiet oder eine sonstige Nutzung ohne oder 

mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, 

Schwimmbäder, Camping-, Fest- und Sportplätze, Friedhöfe, nicht aber 

Flächen für die Landwirtschaft) oder die innerhalb eines im Zusammenhang 
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bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 75 % der 

Grundstücksfläche; 

6.  für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die 

Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist und bei Grundstü-

cken, die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und bebaut sind, die 

Grundfläche der an die Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Bau-

lichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen 

Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen 

Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei ei-

ner Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine 

gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt; 

7.  die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die durch eine rechts-

verbindliche Fachplanung (Planfeststellung, Betriebsplan oder ähnlicher 

Verwaltungsakt) eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zuge-

lassen ist (z.B. Abfalldeponie, Untergrundspeicher pp.), die Fläche des 

Grundstücks, auf die sich die rechtsverbindliche Fachplanung (Planfeststel-

lung, Betriebsplan oder ähnlicher Verwaltungsakt) bezieht, wobei solche 

Flächen unberücksichtigt bleiben, die wasserversorgungsrelevant nicht 

nutzbar sind. 

(4)  Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt bei Grundstücken 

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen 

(Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2) 

a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollge-

schosse; 

b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe 

der baulichen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und 

Sondergebieten i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in 

allen anderen Baugebieten die durch 2,2 geteilte höchstzulässige 

Gebäudehöhe auf ganze Zahlen abgerundet; 

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch 

die Höhe der baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl 

festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl 

auf ganze Zahlen aufgerundet; 
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d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl 

von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene; 

e) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die 

Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist,  

wenn 

ea) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Land-

wirtschaft festgesetzt ist, die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

eb) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausge-

biet festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschosse, 

ec) die in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung 

überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Be-

rechnungswert nach lit. a) - c); 

2. für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeord-

neter Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping-, 

Sport- und Festplätze sowie Friedhöfe) oder die außerhalb von Bebauungsplangebie-

ten tatsächlich so genutzt werden, die Zahl von einem Vollgeschoss, 

3. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) und e) sowie Nr. 

2 oder die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. 

lit. c) überschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die 

sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach 

Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c); 

4. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im 

Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (Abs. 3 Nr. 4), wenn sie 

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhan-

dener Vollgeschosse; 

5. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und bebaut sind, die Zahl der Vollge-

schosse der angeschlossenen Baulichkeit; 

6. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und aufgrund einer rechtsverbindlichen 

Fachplanung (vgl. Abs. 2 Nr. 9) wasserversorgungsrelevant nutzbar sind, 

a) die höchste Zahl der durch die Fachplanung zugelassenen Vollgeschosse, 

b) die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, wenn die 

Fachplanung keine Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß enthält, 

jeweils bezogen auf die Fläche nach Abs. 3 Nr. 8 
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(5)  Bei Grundtücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 

oder § 35 Abs. 6 BauGB liegen, sind zur Feststellung der Zahl der Vollgeschosse 

die Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für 

1 .Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige 

Nutzungsmaß getroffen sind; 

2. die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen 

über das zulässige Nutzungsmaß enthält. 

 

§ 6 wird wie folgt neu gefasst: 

 

§ 6 Beitragsschuld 

 

(1)  Beitragsschuldig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belas-

tet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragsschuldig. Bei 

Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer 

nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragsschuldig 

(2) Beitragsschuldige haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 7 wird wie folgt neu gefasst: 

 

§ 7 Entstehung Beitragsschuld 

 

(1)  Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der öffentlichen 

Wasserversorgungsanlage einschließlich des Hausanschlusses für das zu versor-

gende Grundstück. 

(2)  Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragsschuld mit dem tatsächlichen An-

schluss, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung. 

 

§ 14 wird wie folgt neu gefasst: 
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§ 14 Gebührenmaßstab 

 

(1)  Die Wassergebühr wird nach der Wassermenge bemessen, die aus der öffentlichen 

Wasserversorgungsanlage entnommen wird. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 

1 m³ Wasser. 

(2)  Der Wasserverbrauch wird durch einen von der Stadt eingebauten Wasserzähler 

ermittelt. 

(3)  Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird die 

Wassermenge von der Stadt unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres 

und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen ge-

schätzt. 

 

§ 15 wird wie folgt geändert: 

 

§ 15 Gebührensatz 

 

Die Wassergebühr beträgt 4,04 EUR/cbm. 

 

§ 16 wird gestrichen. 

 

§ 17 wird wie folgt neu gefasst: 

 

§ 17 Gebührenschuldner 

 

(1)  Gebührenschuldner ist der Eigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an 

dessen Stelle der Erbbauberechtigte des angeschlossenen Grundstücks. Gebühren-

schuldner sind außerdem Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grundstücks 

Berechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

(2)  Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebührenschuld mit Beginn des 

auf den Übergang folgenden Kalendervierteljahres auf den neuen Pflichtigen über. 

Wenn der bisher Gebührenschuldner die Mitteilung über den Wechsel (§ 23 Abs. 
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1) versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang 

der Mitteilung bei der Stadt entfallen, neben dem neuen Verpflichtet. 

 

 

 

§ 20 wird wie folgt neu gefasst: 

 

§ 20 Veranlagung und Fälligkeit 

 

(1)  Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebühr sind viertel-

jährlich Abschlagszahlungen am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des laufenden 

Jahres zu leisten. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird von der Stadt durch Be-

scheid nach den Berechnungsdaten des Vorjahres festgesetzt 

(2)  Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der 

Abschlagszahlung diejenige Wassermenge zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen 

Wasserverbrauch des ersten Monats entspricht. Diesen Verbrauch des ersten Mo-

nats hat der Gebührenpflichtige der Stadt auf deren Aufforderung unverzüglich 

mitzuteilen. Kommt der Gebührenpflichtige der Aufforderung nicht nach, so kann 

die Stadt den Verbrauch schätzen. 

(3)  Die Wassergebühr wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Be-

kanntgabe des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung der Abschlags-

zahlungen, soweit sich nicht im Hinblick auf die Fälligkeiten Abweichendes aus § 

19 Abs. 1 Satz 1 ergibt. Die Gebühr kann zusammen mit anderen Abgaben ange-

fordert werden. 

 

§ 22 wird wie folgt neu gefasst: 

 

§ 22 Auskunftspflicht 

 

(1)  Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Stadt alle erforderlichen Aus-

künfte zu erteilen, um die Abgabenpflicht herzustellen, die Berechnungsgrundla-

gen zu ermitteln und die Abgaben zu berechnen sowie bekannt zu geben. 
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(2)  Die Stadt kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflich-

teten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfange zu 

helfen.  

(3)  Soweit sich die Stadt bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient, 

haben die Abgabenpflichtigen zu dulden, dass sich die Stadt zur Feststellung der 

Wassermengen nach § 14 Abs. 2 die Verbrauchsdaten von dem Dritten mitteilen 

bzw. über Datenträger übermitteln lässt. 

 

§ 24 wird wie folgt neu gefasst: 

 

§ 24 Datenverarbeitung 

 

(1)  Die zur Erfüllung der Pflichten aus dieser Satzung erforderlichen personen- und 

grundstücksbezogenen Daten werden gemäß den Bestimmungen der der Verordnung 

(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 

freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung - DSGVO) und des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes 

(NDSG) in der Fassung vom 16. Mai 2018 (Nds. GVBl. S. 66), zuletzt geändert 

durch Artikel 4 des Gesetzes vom 08. Februar 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 9), erho-

ben, verarbeitet und gespeichert, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Ge-

meinde notwendig ist. Es können insbesondere folgende Daten erhoben, verarbeitet 

und gespeichert werden:  

a) die postalische Anschrift des mit Trinkwasser zu versorgenden Grundstücks  

b) der Name und die Anschrift des Grundstückseigentümers;  

c) die Art und die Beschreibung des Hausanschlusses;  

d) der Name und die Anschrift eines Beitragsschuldigen;  

e) Wasserverbrauchsdaten der mit Trinkwasser versorgten Grundstücke 

(2)  Die in Abs. 1 genannten Daten dürfen verarbeitet und zur Durchführung der Trink-

wasserversorgung und des Trinkwassergebührenwesens genutzt werden. Hierzu dür-

fen folgende Datenquellen herangezogen werden:  

- Meldedaten aus dem Einwohnermelderegister gemäß § 34 Abs. 1, Abs. 2 i.V.m. § 

34 a Abs. 1 Bundesmeldegesetz (BMG) vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), zuletzt 
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geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 

323), 

- Grundbuch- und Liegenschaftsdaten gemäß §§ 5 Abs. 1, Abs. 2 S.1 Nr. 1, Abs. 2 

S.2 Nr. 2 Niedersächsisches Gesetz über das amtliche Vermessungswesen 

(NVermG) vom 12. Dezember 2002 (Nds. GVBl. 2003 S. 5), geändert durch Artikel 

9 des Gesetzes vom 16. Mai 2018 (Nds. GVBl. S. 66), 

- Gewerbedaten aus dem Gewerberegister nach der Gewerbeordnung in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 22.02.1999 BGBI. I S. 202, zuletzt geändert durch Art. 9 

des Gesetzes vom 27.12.2024 BGBI. I Nr. 438). 

(3)  Die Übermittlung der in Abs. 1 genannten Daten darf regelmäßig und im Wege eines 

automatisierten Abrufverfahrens erfolgen, sofern hierfür eine gesetzliche Grundlage 

besteht. Die automatisierte Verarbeitung erfolgt unter Beachtung der Vorgaben des 

Datenschutzrechts, insbesondere der technischen und organisatorischen Maßnahmen 

gemäß Art. 32 DSGVO zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung. 

(4)  Eine Weitergabe personenbezogener Daten an Dritte erfolgt nur, sofern hierfür eine 

gesetzliche Grundlage besteht oder die betroffene Person ausdrücklich eingewilligt 

hat. Empfänger können insbesondere sein:  

- Steueramt oder Liegenschaftsamt zur Prüfung der Abgabenpflicht, 

- Beauftragte Dienstleister, sofern eine Auftragsverarbeitung gemäß Art. 28 DSGVO 

erfolgt, 

- Andere Behörden, soweit dies zur Erfüllung wasserrechtlicher oder steuerlicher 

Pflichten erforderlich 

(5)  Die betroffenen Personen sind gemäß den Informationspflichten der Art. 13 und 14 

DSGVO über die Verarbeitung ihrer Daten zu informieren. Sie haben das Recht auf 

Auskunft (Art. 15 DSGVO), Berichtigung (Art. 16 DSGVO), Löschung (Art. 17 

DSGVO) und Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO). 

(6)  Personenbezogene Daten werden nur so lange gespeichert, wie dies zur Erfüllung 

der in Absatz 1 genannten Zwecke erforderlich ist. Die Löschung erfolgt entspre-

chend der gesetzlichen Aufbewahrungspflichten. 

(7)  Zur Sicherstellung der Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit der Daten wer-

den angemessene technische und organisatorische Maßnahmen getroffen, darunter:  

- Implementierung von Benutzerkennungen und Passwörtern,  

- Protokollierung von Datenzugriffen,  
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- Begrenzung des Datenzugriffs auf befugte Personen. 

 

 

Artikel 2 

 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Januar 2026 in Kraft. 

 

 

Bad Gandersheim, den 05.12.2025 

 

Stadt Bad Gandersheim 

 

 

 

(S)       (Kielhorn) 

Bürgermeister 

 

 

 

 

Vorstehende Satzung wurde am 10.12.2025 im Amtsblatt Nr.66 veröffentlicht. 

Sie tritt am 1-Januar 2026 in Kraft. 


